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Strategie für eine wettbewerbskonforme Organisation 

Die lokale Nahverkehrsgesellschaft in Frankfurt am Main 

 

Der Ordnungsrahmen des Öffentlichen 

Personennahverkehrs (ÖPNV) erfährt 

seit der Bahnreform und der Regionali-

sierung eine Entwicklung, die bei wei-

tem noch nicht abgeschlossen ist. 

Ebenfalls nicht abschließend geklärt ist 

das Ausmaß des bereits nach dem heu-

te gültigen Rechtsrahmen erforderlichen 

Wettbewerbs. Diesbezüglich wird in 

nächster Zeit mit einer Grundsatzent-

scheidung de Europäischen Gerichts-

hofs (EuGH) gerechnet. Hinzu kommt, 

dass die Europäische Kommission eine 

Novellierung des Sekundärrechts an-

strebt, die erstmals eine europaweit 

einheitliche Marktordnung für alle Berei-

che des OPNV erkennen lässt. 

Die aktuellen Entwicklungen laufen dem 

Grundsatz nach auf eine wettbewerbli-

che Vertragswirtschaft hinaus, in der 

Unternehmen nur über transparente und 

diskriminierungsfreie Zulassungs- und 

Vergabeverfahren Zugang zum Markt 

erhalten können. Unabhängig von den 

Details der zukünftigen Marktordnung 

lassen sich daher zwei Grunderkennt-

nisse für Aufgabenträger und Verkehrs-

unternehmen bereits jetzt ableiten: 

 

>> Ein Aufgabenträger wird seinem auf 

der Daseinsvorsorge gründenden 

Gewährleistungsauftrag in Zukunft 

nur nachkommen können, wenn er 

das erforderliche Know-how sowie 

die notwendigen personellen und fi-

nanziellen Ressourcen bereitstellt, 

um einen dem öffentlichen Interes-

se entsprechenden ÖPNV zu be-

stellen. 

 

>> Ein Verkehrsunternehmen wird im 

zukünftigen Markt nur dann eine 

Chance haben, wenn es in der Lage 

ist, in auskömmlicher Weise das 

wirtschaftlichste Angebot in einem 
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wettbewerblichen Vergabeverfahren 

abzugeben. Um dauerhaft im Markt 

bestehen zu können, muss es zu-

dem die mit dem Vertrag verbunde-

nen Risiken und darunter insbeson-

dere den ungeplanten Auftragsver-

lust bewältigen können. 

Der Zeitpunkt der tatsächlichen Markt-

öffnung ist derzeit noch offen. Eine 

Marktöffnungszäsur kann auf der 

Grundlage des geltenden Rechts durch 

das Urteil des EuGH allerdings sehr 

schnell oder spätestens mit der Novel-

lierung des EG-Rechts erfolgen. ln die-

sem zeitlichen Rahmen besteht ein stra-

tegischer Handlungsspielraum, der un-

ternehmens- wie aufgabenträgerseitig 

zur  Vorbereitung auf den erwarteten 

Wettbewerb genutzt werden sollte. 

 
Das Management der Verkehrs-

Gesellschaft Frankfurt am Main (VGF) 

hat in enger Abstimmung mit deren poli-

tischen Eigentümern auf Basis eines 

Gutachtens des Kompetenz-Centers 

Wettbewerb (KCW) des Hamburger 

Verkehrsverbundes einen strategischen 

Ansatz zur wettbewerbskonformen Or-

ganisation des ÖPNV in Frankfurt ge-

wählt. Er berücksichtigt insbesondere 

die Erfahrungen, die vor zehn Jahren in 

Skandinavien mit dem Übergang in die 

wettbewerbliche Vertragswirtschaft ge-

macht wurde [1]. 

 

Wesentliche Bestandteile der Neuor-

ganisation sind die organisatorische 

und rechtliche Trennung von Regie- 

und Betreiberfunktionen, die ursprüng-

lich beide von der kommunalen Ver-

kehrsgesellschaft Frankfurt am Main 

mbH (VGF) wahrgenommen wurden. 

Im Ergebnis des Gutachtens zur Neu-

organisation sollte aus der VGF eine 

Lokale Nahverkehrsgesellschaft (LNG) 

als Regie- und Bestellerorganisation 

des Aufgabenträgers hervorgehen und 

zusätzlich eine wettbewerbsfähige un-

ternehmerische Einheit (Verkehrsun-

ternehmen) neu etabliert werden. Die 

mit einem sozialverträglichen Über-

gang verbundenen Aufwendung sowie 

die aus der fehlenden Wettbewerbsfä-

higkeit der ursprünglichen Betreiber-

ebene resultierenden Mehrbelastungen 

sollten in der außerhalb des Wettbe-

werbs stehenden LNG bewältigt wer-

den. 

 

Nachdem ein interdisziplinär zusam-

mengesetztes Konsortium aus Ma-

nagementberatern (BSL Bente, Peter-

sen & Partner, Hamburg, sowie Metro-

politan Consulting Group GmbH, Berlin), 

Rechtsanwälten  (Abel-Lorenz Barth 

Baumeister Griem, Bremen, sowie Me-

nold & Aulinger, Stuttgart) und Steuer-

beratern (Ernst & Young, Stuttgart) den 

strategischen Ansatz für die VGF detail-

liert und weiterentwickelt hat, wird zur-

zeit die organisatorische Umsetzung der 

LNG abgeschlossen sein. Die konkreten 

Maßnahmen wurden im Laufe der letz-

ten zwölf Monate in enger Zusammen-

arbeit mit allen beteiligten Mitarbeitern  

des Unternehmens  erarbeitet.  Dabei 

wurde der ursprüngliche Ansatz im 

Rahmen der Grob- und Feinkonzeption 

verschiedentlich modifiziert. Die Ausge-

staltung der LNG soll hier vorgestellt 

werden. 
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>> Rechtliche Hintergründe der 

Neuorganisation in Frankfurt 

Die aktuellen Entwicklungen hinsicht-

lich der rechtlichen Rahmenbedingun-

gen des ÖPNV haben erheblichen Ein-

fluss auf die Wettbewerbsintensität in 

der Branche sowie auf Finanzierung 

und Organisation des ÖPNV. Vor al-

lem die verwaltungsgerichtliche Recht-

sprechung und hier insbesondere das 

Urteil des OVG Magdeburg [2] sowie 

die Kommissionsentwürfe zur Novellie-

rung der EU-Verordnungen VO 

1191/69 F 91 und VO 1107/70 waren 

hierfür relevant (Abb. 1) [3]. 

 

>> Geltender Rechtsrahmen und 

Rechtsprechung des OVG Magde-

burg  

Nach Auffassung des OVG Magdeburg 

die öffentliche Finanzierung von Ver-

kehrsdiensten im ÖPNV nur bei An-

wendung der VO 1191/69 F 91 - also 

auf gemeinwirtschaftlicher Basis -

erfolgen. Andere Finanzhilfen stellten 

unzulässige Beihilfen dar, die nicht die 

Eigenwirtschaftlichkeit eines Verkehrs 

herstellen könnten. Nach Auffassung 

des Bundesverwaltungsgerichts 

(BVerwG) lässt das PBefG bei rein 

national-rechtlicher Betrachtung die 

Bezuschussung des ÖPNV außerhalb 

der Gemeinwirtschaftlichkeit bezie-

hungsweise der EU-Verordnungen VO 

1191/69 zu. Ob dies aber, wie das 

OVG Magdeburg angenommen hat, 

gegen höherrangiges EG-Beihilferecht 

verstößt und deshalb nicht haltbar ist, 

will das 

BVerwG bleibt 

die im Schrift-

tum strittige 

Rechtsfrage 

der zulässigen 

Formen der 

ÖPNV-

Finanzierung 

ungeklärt. 

 

Aus dieser 

Situation re-

sultiert ein 

rechtliches 

Risiko für die 

Aufgabenträ-

ger und Ver-

kehrsunter-

nehmen, die heute eine öffentliche 

Finanzierung außerhalb der Instru-

mente der EU-Verordnungen VO 

1191/69 gewähren beziehungsweise 

empfangen. Denn wenn der EuGH 

und in der Folge das BVerwG die Auf-

Abb. 1: Die erwarteten rechtlichen Änderungen können zu 
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fassung des OVG Magdeburg bestäti-

gen sollten, wäre diese Form der 

Finanzierung nach geltendem Recht 

unzulässig und müsste - ohne dass 

hierbei Übergangsfristen gelten wür-

den - eingestellt werden. Damit wären 

rechtlich zunächst die zur Wiederer-

teilung  anstehenden  Linienverkehrs-

genehmigungen, faktisch aber auch die 

Bestandskonzessionen von den Aus-

wirkungen eines solchen  Richterspru-

ches betroffen. Dies  liegt    darin be-

gründet, dass - ohne die Möglichkeit 

der Kofinanzierung aus öffentlichen 

Kassen - auf bestehenden eigenwirt-

schaftlichen Konzessionen der Ver-

kehr nicht in einem dem öffentlichen 

Interesse entsprechendem  Umfang 

beibehalten werden könnte. Um einen 

den Anforderungen der Daseinsvorsor-

ge entsprechenden ÖPNV gewährleis-

ten zu können, wären die Aufgaben-

träger damit kurzfristig mit der Not-

wendigkeit konfrontiert, weite Teile des 

ÖPNV konform mit den Vor­ gaben 

des EG-Rechts im Wettbewerb auszu-

schreiben [4]. 

 
>> Neue Marktordnungs-Verordnung 

Der Vorschlag der Kommission für die 

Nachfolge-Verordnung zur VO 1191/69 

F 91 (hier kurz VO-V 1191 neu) sieht 

vor, dass im Falle einer öffentlichen Fi-

nanzierung eines Verkehrs oberhalb 

einer Grenze von 20 Prozent bezogen 

auf den Gesamtnettoumsatz zwingend 

ein Vertrag über den Verkehr zu schlie-

ßen ist und hierbei grundsätzlich eine 

Ausschreibungspflicht greift (Finanzie-

rungsvertrag). Außerdem sollen danach, 

unabhängig von der öffentlichen Finan-

zierung des Verkehrs, das Vertragser-

fordernis und der Grundsatz der Aus-

schreibung greifen, wenn für den Ver-

kehr ein ausschließliches Recht gewährt 

wird (Exklusivitätsvertrag). Da die Lini-

enkonzession nach der Regelung von 

§13 Abs.  2 Nr. 2 PBefG es nicht  er-

laubt, dass ein zweiter Betreiber mit 

dem gleichen Verkehrsangebot parallel 

zu einem bestehenden Verkehr zuge-

lassen wird, dürfte es sich bei der Lini-

enverkehrsgenehmigung um ein  aus-

schließliches Recht im Sinne des VO-V 

handeln. Demnach würde bereits aus 

diesem Grund der gesamte dem PBefG 

unterliegende ÖPNV (Bus, O-Bus, An-

ruf-Sammeltaxen, Straßen- und Stadt-

bahn, U-Bahn) sowie auf Grund des 

erheblichen Finanzierungsanteils der 

öffentlichen Hand auch der gesamte 

Schienenpersonennahverkehr (SPNV) 

von den zuständigen Behörden durch 

die Schließung von Verträgen bestellt 

werden müssen (System des kontrollier-

ten Wettbewerbs). 

 

Zwar beinhaltet die VO-V 1191 neu eini-

ge Ausnahmetatbestände (Art. 7 VO-V), 

bei deren Vorliegen eine Direktvergabe 

zulässig sein soll. Ob diese jedoch 

überhaupt zur Anwendung kommen 

können, erscheint angesichts des im 

VO-V verankerten Anwendungsvor-

rangs des Vergaberechts fraglich und 

auf Grund der eng gefassten Tatbe-

stände unwahrscheinlich. Neben einem 

förmlichen Ausschreibungsverfahren 

wird in  der Regel daher nur noch in 

Einzelfällen der so genannte Qualitäts-

wettbewerb (Art. 8 VO-V) in Betracht 

kommen, der aber ebenfalls ein von der 
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zuständigen Behörde zu organisieren-

des Vergabeverfahren darstellt 

 

>> Neue Infrastruktur-Verordnung 

Der Vorschlag der Kommission für eine 

Nachfolge-VO zur VO 1107/70 (hier 

kurz VO­ V 1170  neu) regelt Voraus-

setzungen, unter denen die öffentliche 

Hand Verkehrsinfrastruktur, die von den 

Unternehmen betrieben wird [5], finan-

zieren darf. Beihilferechtlich unbedenk-

lich ist danach die Bestellung von Infra-

strukturdiensten im (Ausschreibungs-) 

Wettbewerb. Soweit sich das Eigentum 

an einer nicht duplizierbaren (ortsge-

bundenen) Infrastruktur in der Hand 

eines Infrastruktur­ Betreibers befindet, 

was im ÖPNV häufig der Fall sein wird, 

ist diese Variante aber nicht praktikabel. 

 

Von größerer Bedeutung dürfte daher 

die zweite Variante sein, die die VO-V 

1107 neu ausführlich regelt, nämlich die 

Finanzierung der von einem Unterneh-

men betriebenen Infrastruktur außerhalb 

des Wettbewerbs. Voraussetzung für 

die Zulässigkeit dieser öffentlichen Fi-

nanzierung ist unter anderem, dass der 

lnfrastrukturbetreiber allen Verkehrsun-

ternehmen diskriminierungsfreien Zu-

gang zu der Infrastruktur gewährt. Die 

Kapazität darf nicht einem Unternehmen 

vorbehalten sein. 

lnsbesondere hinsichtlich der Nutzungs-

bedingungen und -entgelte gilt das Dis-

kriminierungsverbot Die zuständige Be-

hörde, die einem Infrastrukturbelreiber 

eine Finanzhilfe gewähren will, wird 

nicht umhin kommen, auf die Einhaltung 

dieser Anforderungen zu dringen und 

entsprechende Regelungen in einem 

Vertrag (oder einem Bescheid) mit dem 

lnfrastrukturbetreiber zu fixieren (6]. 

 

Nach der VO-V 1107 neu wird mit dem 

Gebot der diskriminierungsfreien Zu-

gänglichkeit hinsichtlich der öffentlich 

finanzierten Verkehrsinfrastruktur eine 

Voraussetzung für den Wettbewerb im 

Bereich der Verkehrsdienste geschaf-

fen. Unabhängig hiervon bestehen Zu-

gangsrechte hinsichtlich der Eisen­ 

bahninfrastruktur nach Allgemeinem 

Eisenbahngesetz (§14  AEG) und hin-

sichtlich der Infrastruktur und zentraler 

Einrichtungen, die sich als essential 

facilitiies darstellen, nach dem Gesetz 

gegen Wettbewerbsbeschränkungen (§ 

19 IV Nr. 4 GWB). Letztlich ist damit 

rechtlich gewährleistet, dass die nicht 

duplizierbaren Sachanlagen für alle 

Verkehrsunternehmen zugänglich sind. 

 

>> Fazit zu den rechtlichen Hinter-

gründen 

Die Vorgaben des EG-Rechts verknüpft 

mit den nationalen Rahmenbedingun-

gen (Daseinsvorsorge, exklusive Rech-

te im Bereich des .ÖPNV nach PBefG) 

werden im Ergebnis in einer wettbe-

werblichen Vertragswirtschaft münden. 

Darin haben die Aufgabenträger die im  

öffentlichen Interesse (Daseinsvorsor-

ge) für erforderlich erachteten Ver-

kehrsdienste grundsätzlich im Aus-

schreibungswettbewerb zu bestellen. 

Dies wird -je nach Entwicklung der 

Rechtsprechung - unter Umständen 

kurzfristig (2002) eintreten, jedenfalls 

aber - mit lnkrafttreten der VO-V 1191  

neu beziehungsweise spätestens mit 

Ablauf der Übergangsfrist (nach VO-V 
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Abb. 2: Ausgangspunkt der Umstrukturierung der VGF war die Doppel-

rolle als Regie- und Verkehrsunternehmen 

zurzeit drei Jahre) - mittelfristig der Fall 

sein. 

 

Die Aufgabenträger wären danach die 

staatliche Stelle, die den Marktzugang 

im ÖPNV regelt, hierfür die materiellen 

Zulassungskriterien im Rahmen ihrer 

gesetzlichen Befugnisse aufstellt und 

das Zulassungsverfahren durchführt. 

Sie müssen dann in  der  Lage sein, die 

ihnen  hierdurch übertragenen Befug-

nisse verantwortungsvoll auszufüllen, 

insbesondere angemessene Anforde-

rungen an Verkehrsleistungen aufzustel-

len, die Leistungen in ordnungsgemä-

ßen Verfahren zu bestellen, die Leis-

tungserstellung zu überprüfen und das 

Bestellerentgelt 

unter Integrati-

on der Einnah-

menaufteilung 

in Verbünden 

und aller öffent-

lichen Finanz-

leistungen zu  

berechnen. Die 

Infrastruktur 

muss in diesem 

Ordnungsrah-

men allen Ver-

kehrsunterneh-

men diskrimi-

nierungsfrei 

zugänglich sein. 

Die Aufgabenträ-

ger des ÖPNV 

werden, soweit ihnen dies rechtlich 

möglich ist, schon aus eigenem Bestel-

ler-Interesse an einem funktionierenden 

Wettbewerb auch für die Zugänglichkeit 

der Infrastruktur sorgen (müssen). Län-

gerfristig ist auch die Bestellung von 

Infrastrukturdiensten im Wettbewerb 

nicht unwahrscheinlich [7]. 

 

Vor dem Hintergrund des vorab skizzier-

ten Rechtsrahmens ist die strikte rechtli-

che organisatorische und personelle 

Trennung von Besteller und Ersteller zur 

Vermeidung von institutionalisierten In-

teressenskollisionen zwingend. Auf Be-

stellerseite muss zudem umfassendes 

verkehrsplanerisches und verkehrswirt-

schaftliches Know-how vorhanden sein, 

damit die Ausschreibung zu wirtschaft-

lich und verkehrlich sinnvollen Ergeb-

nissen führt. Insbesondere in Verdich-

tungsräumen (Verbundgebiete) kommt 

der Gewährleistung der Verkehrsin-

tegration wegen der sich im Wettbewerb 

einstellenden Anbietervielfalt wachsen-

de Bedeutung zu. 
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>> Die Entwicklung in Frankfurt 

Betreiber des ÖPNV in Frankfurt ist der-

zeit die Verkehrs-Gesellschaft Frankfurt 

am Main mbH (VGF), die Verkehrs- und 

Infrastrukturdienstleistungen in den Be-

reichen U-Bahn, Straßenbahn und Bus 

anbietet. Mit 2600 Mitarbeitern (davon 

1100 im Fahrdienst), rund 157 Mio Be-

förderungsfällen pro Jahr und Umsatz-

erlösen von etwa 263 Mio DM pro Jahr 

ist sie das größte kommunale Verkehrs-

unternehmen im Rhein-Main-

Verkehrsverbund (RMV). 

 

>> Ausgangspunkt des ursprünglichen 

Ansatzes 

Ausgangspunkt der strategischen Um-

strukturierung der VGF war ihre Doppel-

rolle als Verkehrsverbundunternehmen 

im Sinne von § 7 (1) Satz 2 Hessisches 

ÖPNV-Gesetz. In dieser Doppelfunktion 

übernahm sie sowohl Betreiberaufga-

ben eines Verkehrsunternehmens als 

auch (für die Stadt Frankfurt) Aufgaben-

träger-beziehungsweise Regiefunktio-

nen einer lokalen Nahverkehrsgesell-

schaft (Abb.2). 

 

Zu den Regieaufgaben gehören nach  

§7 HessOPNVG insbesondere die Pla-

nung des lokalen Nahverkehrs und die 

Aufstellung des Nahverkehrsplans, die 

Bestellung der lokalen Verkehrsleistun-

gen und die Aufsicht über die Leis-

tungserstellung, Marketing und Kun-

denbetreuung sowie die Finanzierung 

der lokalen Verkehrsleistungen und die 

Aufstellung der Investitionsprogramme. 

Soweit diese Aufgaben regionale Be-

lange betreffen, sind sie mit dem Ver-

kehrsverbund abzustimmen. 

 

Als integriertes Verkehrs- und Regieun-

ternehmen konnte die VGF den rechtli-

chen Anforderungen an die zukünftige 

wettbewerbliche Ordnung nicht genü-

gen. Ein gerichtsfest als transparent und 

nichtdiskriminierend geltendes Verfah-

ren, in dem die VGF einerseits als Auf-

traggeber und andererseits als Bieter 

auftritt, ist nicht denkbar. Damit wurde 

eine Trennung in eine Regie- und Be-

stelleinheit einerseits und eine Betrei-

bereinheit andererseits erforderlich.  

 

Ausgehend von dieser Trennung in Be-

steller und Ersteller musste das Modell 

der Neuorganisation zudem mehrere 

weitere zum Teil miteinander konfligie-

rende Ziele in Ausgleich bringen. Es 

musste die Steigerung der Markt- und 

Kundenorientierung des ÖPNV bewir-

ken sowie die Effizienz des Systems 

erhöhen und damit den spezifischen 

Finanzierungsbedarf des ÖPNV senken 

helfen. Der Übergang in den Wettbe-

werb sollte zudem sozialverträglich er-

folgen und die Option des steuerlichen 

Querverbundes soweit und solange wie 

möglich erhalten bleiben. Nicht zuletzt 

sollte das auf der Betreiberebene agie-

rende kommunale Unternehmen bei 

Ausschreibungen wettbewerbsfähig bie-

ten können. Abbildung 3 gibt die Aus-

gangssituation, die Lösung sowie die 

übergeordneten Ziele wieder. 

 

Entsprechend den Vorbildern in Inns-

bruck, London, Kopenhagen und Stock-

holm sollte nach dem ursprünglichen 
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Abb. 3: Aktuelle Probleme erforderten eine strategische Um- und 

Restrukturierung der VGF zur Erreichung übergeordneter Ziele  

 

Ansatz des KCW-Gutachtens die VGF 

die Funktion des Verkehrsunterneh-

mens 

aufgeben. Die VGF wäre in ihrer Funkti-

on als LNG mit weiteren Funktionen 

als Infrastrukturbetreiber und Personal-

vorhaltegesellschaft dann Organisator, 

aber nicht Teilnehmer des zukünftigen 

Wettbewerbs gewesen. In dieser Funk-

tion hätte die VGF den Wettbewerbs-

teilnehmern bestimmte Ressourcen zur 

Nutzung im Rahmen der Verkehrsver-

träge überlassen. Als außerhalb des 

Wettbewerbs stehende Einheit wäre die 

Finanzierung der VGF durch die öffent-

liche Hand beihilferechtlich neutral ge-

wesen. 

 

Beihilferechtlich relevant wäre allein die 

Beziehung zwischen der VGF in ihrer 

Funktion als LNG und der Betreiber-

ebene gewesen. Auf dieser Belrei-

berebene hätte ein kommunales Unter-

nehmen als reines Managementunter-

nehmen ohne eigene Ressourcen neu 

gegründet werden sollen. Dieses Unter-

nehmen hätte den Verkehr der im Mai 

2001 auslaufenden Buskonzessionen 

auferlegt be-

kommen und 

sich für die Er-

stellung der 

Leistung der in 

der VGF verblie-

benen Ressour-

cen (Personal, 

Fahrzeuge, Inf-

rastruktur et 

cetera) bedient. 

Für den Schie-

nenbereich hätte 

im Prinzip das-

selbe gegolten, 

so dass alle 

Konzessionen 

im Endeffekt 

bei diesem neuen Unternehmen gele-

gen hätten. Die Konzessionen für die 

auferlegten Busverkehre wären gestaf-

felt ausgelaufen. In dem von der VGF 

als LNG anschließend veranstalteten 

Wettbewerb hätte sich, um beihilfe- und 

wettbewerbsrechtliche Probleme zu 

vermeiden, nicht das mit der Auferle-

gung betraute Unternehmen beteiligt, 

sondern es hätte nach den Bedingun-

gen der "grünen Wiese" ein weiteres 

kommunales Unternehmen (möglichst 

mit starker privater Beteiligung) errichtet 

werden sollen, das sich am Markt hätte 

bewähren und hierfür sukzessive (je 

nach Markterfolg) eigene Ressourcen 

aufbauen müssen. 
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Abb. 4: Die Regiefunktionen wurden aus der VGF auf eine kompetente, 

handlungsfähige und schlanke LNG übertragen 

>> Modifikationen des ursprünglichen 

Ansatzes 

Mehrere Entwicklungen führten dazu, 

dass der ursprüngliche Ansatz in der 

Umsetzung in Teilen modifiziert, insbe-

sondere zeitlich gestaffelt wurde. Zum 

einen wurde mit der IGB ein gemischt-

wirtschaftliches 

Unternehmen 

mit Mehrheits-

beteiligung sei-

tens der VGF 

(51 Prozent) 

und starkem 

privatwirtschaft-

lichen Partner 

(Sippel) ge-

gründet. Die 

Neugründung 

eines kommu-

nalen Unter-

nehmens auf 

der "grünen 

Wiese" war da-

mit zumindest 

für den Busbe-

reich entbehrlich geworden. Zum ande-

ren wurde dem Erhalt des steuerlichen 

Querverbundes vor dem Hintergrund 

der Minimierung der finanziellen Belas-

tungen großes Gewicht beigemessen. 

Damit in der VGF vorhandene Ressour-

cen über den Querverbund finanziert 

werden können, musste die VGF ge-

werblich bleiben, so dass es ratsam 

schien, sie nicht sofort in eine nicht-

gewerbliche LNG umzugestalten, son-

dern (vorübergehend) als Inhaberin von 

Konzessionen weiterzuführen. Zum Drit-

ten erwies sich der ursprüngliche An-

satz für die praktische Umsetzung als 

äußerst komplex. 

 

Nach der deshalb im Laufe des Projek-

tes vollzogenen Modifizierung ergibt 

sich für die erste Stufe der Umsetzung 

des strategischen Ansatzes folgende 

Aufgabenteilung: 

>>  Die Aufgabenträger- und Regie-

funktionen werden aus der VGF 

herausgelöst und eine neue im Ei-

gentum der Stadt Frankfurt stehen-

de Bestellerorganisation (LNG) neu 

ausgestaltet, die von der VGF recht-

lich und organisatorisch völlig un-

abhängig agiert. Die Funktionen der 

LNG beschränken sich zunächst im 

Wesentlichen auf die Aufgabenträ-

ger- und Regiefunktionen nach §§ 4 

und 7 HessÖPNVG (Planung, Be-

stellung et cetera; keine Vorhalte-

funktionen). Das Personal der LNG 
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Abb. 5: Das grundsätzliche Aufgabenspektrum der LNG umfasst  

Kernaufgaben und unterstützende Aufgaben 

wird vornehmlich aus der VGF re-

krutiert. 

 

>>  Die VGF bleibt zunächst gewerb-

lich tätig als Betreiber der auferleg-

ten Busverkehre sowie der Straßen- 

und U-Bahn. Der steuerliche Quer-

verbund wird hinsichtlich der zu-

nächst nicht in den Wettbewerb 

überführten Bereiche genutzt. Die 

VGF wird sich nicht als Betreiber 

am zukünftigen Wettbewerb um 

Verkehrsleistungen beteiligen, um 

für die Zukunft die beihilferechtli-

chen Risiken auszuschließen. 

 

Der Verkehr der im Mai 2001 ausgelau-

fenen Buskonzessionen wurde der VGF 

auferlegt. Die VGF hat für diese Verkeh-

re gemeinwirtschaftliche Konzessionen 

erhalten. Deren Laufzeiten wurden nach 

Maßgabe eines vorläufigen Linienbün-

delungsansatzes gestaffelt. Sie werden 

ab dem Jahre 2004 in fünf Staffeln von 

je circa 20 Prozent der Verkehrsleistun-

gen auslaufen. Das "Risiko EuGH" kann 

den Frankfurter ÖPNV somit nicht mehr 

unvorbereitet treffen. Erforderlichenfalls 

ist ein geordneter und vorbereiteter 

Übergang in den Wettbewerb möglich. 

 

Mit der Ausschreibung der Busverkehre 

läuft diese Betreiberfunktion im Busbe-

reich bei der VGF sukzessive aus. Der 

Schienenbereich ist zunächst nicht be-

troffen; eine vergleichbare Vorgehens-

weise ist in Abhängigkeit von der recht-

lichen Entwicklung hier jedoch denkbar. 

In den weiteren Stufen des strategi-

schen Ansat-

zes ist daher 

zu klären, wel-

che Vorhalte-

funktionen die 

VGF insbe-

sondere im 

Infrastrukturbe-

reich wahr-

nehmen soll 

und wie durch 

die Ausschrei-

bung der Ver-

kehre der 

Markt- und 

Ordnungsrah-

men gestaltet 

werden soll. 

Vorstellbar ist dabei auch, dass LNG 

und VGF langfristig wieder zusammen-

geführt werden, wenn die VGF nicht 

mehr als Betreiber von Verkehrsdienst-

leistungen tätig sein sollte. 
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Das gewählte stufenweise Vorgehen 

ermöglicht somit die strategische Vorbe-

reitung auf die erwartete Wettbewerbs-

landschaft und den Aufbau des erforder-

lichen Know-hows, ohne voreilig sämtli-

che Finanzierungsstrukturen zu verän-

dern und die Beteiligten durch hoch-

komplexe Lösungen zu belasten.  

(Abb. 4). 

>> Der Aufbau der LNG 

Die LNG soll rechtzeitig zu einer kompe-

tenten, handlungsfähigen. schlanken, 

markt-, kunden- und leistungsorientier-

ten sowie unternehmerisch denkenden 

und handelnden Regie- und Besteller-

organisation entwickelt werden. In ihr 

sollen das zurzeit in der VGF bestehen-

de Regie-Know-how (Finanzierung, An-

gebotsplanung, Vermarktung, Vertrieb) 

strategisch gesichert und weiterentwi-

ckelt sowie zusätzliche, zukünftig erfor-

derliche Aufgabenbereiche (sachge-

rechte Bestellung, Qualitätssteuerung) 

aufgebaut werden. Abbildung 5 gibt das 

wesentliche Aufgabenspektrum der 

LNG im Gesamtüberblick wieder. 

 

Die Verlagerung spezieller Aufgabenbe-

reiche auf die lokale Regieebene stellt 

eine komplexe und insbesondere im 

Verhältnis zur VGF sensible Fragestel-

lung dar. Auf 

Basis einer 

umfangreichen 

Aufgabener-

hebung und -

analyse wurde 

mit den rele-

vanten Mitar-

beitern der 

VGF ein bis 

auf Teilaufga-

ben detaillier-

ter Aufgaben- 

und Schnitt-

stellenkatalog 

erarbeitet. 

Prämisse der 

Gestaltung der 

Schnittstellen 

war die Institutionalisierung einer kun-

denfreundlichen Symbiose zwischen 

Regieeinheit und Verkehrsunterneh-

men, so dass die Fahrgastnähe der an-

gebotsgestaltenden LNG gewahrt wer-

den kann und die Kreativität und das 

Know-how der Verkehrsunternehmen 

weiterhin zum Wohle des Kunden und 

zur effizienten Erbringung der Leistung 

genutzt werden können. 

 

Bei der Gestaltung der LNG wurde 

streng darauf geachtet, dass ein unter-

Abb. 6: Die LNG soll Aufgaben auf der lokalen Regieebene übernehmen – 

die VGF verbleibt zunächst auf der Betreiberebene 
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nehmerischer Rahmen geschaffen wird. 

Bei der Angebotsgestaltung muss sich 

die LNG an den Bedürfnissen der Kun-

den orientieren, bei der Leistungsbestel-

lung an Effizienz- und Qualitätskriterien. 

Nach diesem Verständnis darf das 

ÖPNV-Budget zukünftig nicht von einer 

aufgeblähten, bürokratischen Regieein-

heit verwaltet, sondern muss von einer 

schlanken und unternehmerisch geführ-

ten Managementeinheit "gemanaged" 

werden. 

 

Durch den dargestellten Ansatz werden 

bei der aus der VGF hervorgehenden 

LNG die vollständige Management- und 

Bestellerkompetenz für das Gebiet der 

Stadt Frankfurt gesichert und die Ge-

währleistungsaufgaben des lokalen 

Aufgabenträgers in eine Hand übertra-

gen. Die Abbil-

dungen 6 und 7 

beschreiben die 

zukünftige Situa-

tion mit den da-

mit verbundenen 

Zielsystemen. 
 
Die Schnittstellen 

müssen in dieser 

neuen Struktur 

genau definiert 

werden. Hierun-

ter fallen sowohl 

die Schnittstelle 

der LNG zur VGF 

und damit zum 

Verkehrs- und 

lnfrastrukturbe-

treiber, die 

Schnittstelle zur Stadt sowie die 

Schnittstelle zur regionalen Regieein-

heit, dem RMV. Der RMV hat die Zu-

ständigkeiten für den Regionalverkehr 

und gewährleistet darüber hinaus die 

Integration und den einheitlichen Markt-

auftritt aller Verbundbeteiligten. Hierzu 

zählen beispielsweise Angebotspla-

nung, Bestellung und Marketing für das 

regionale Verkehrsangebot, Abstim-

mung mit dem Fernverkehr und den 

benachbarten Verbünden, Einnahmen-

aufteilung zwischen den beteiligten Ge-

bietskörperschaften und die Festlegung 

des Verbundtarifs. Die LNG übernimmt 

die entsprechenden Gewährleistungs-

aufgaben für den lokalen Verkehr in 

Frankfurt. ln grundsätzlichen Fragestel-

lungen muss eine Abstimmung zwi-

schen beiden Regiegesellschaften er-

folgen. 

 

Die oben dargestellte Umstrukturierung 

hat für die Stadt Frankfurt wesentliche 

Vorteile. Besonders die strategischen 

Abb. 7: Die LNG soll zukünftig im Auftrag der Stadt die verkehrspoliti-

schen Ziele umsetzen 
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Freiheitsgrade und die maximale Flexi-

bilität sprechen vor dem Hintergrund der 

im Moment noch schwebenden juristi-

schen Entscheidungen und der Unsi-

cherheit über die daraus erwachsenden 

Folgen für den dargestellten Ansatz. 

Weitere ausgewählte Vorteile sind in 

Abbildung 8 dargestellt. 

 

Für die Umsetzung des erarbeiteten 

Konzeptes waren umfangreiche organi-

satorische und rechtliche Schritte erfor-

derlich. Im organisatorischen Bereich 

wurde, basierend auf der weit reichen-

den Definition der Aufgaben und 

Schnittstellen, ein Benchmarking durch­ 

geführt, um den erforderlichen Perso-

nalbedarf und die finanzielle Dimensio-

nierung der LNG zu bestimmen. Dar-

über hinaus wurde eine Detailorganisa-

tion bis auf die Ebene von Stellenbe-

schreibungen erarbeitet. Begleitet wur-

de die Umsetzung von einer kontinuier-

lichen Umsetzungskontrolle auf Basis 

eines detaillierten Umsetzungsplans. 

 

>> Ausgestaltung der LNG als beliehe-

ne GmbH 

Zu den strategischen Entscheidungen 

gehörte, dass die  LNG rechtlich in der 

Lage sein sollte, sämtliche mit der Auf-

gabenträger-

schaft verbun-

dene Aufga-

ben und Be-

fugnisse im 

eigenen Na-

men wahrzu-

nehmen und 

nicht nur als 

Vermittler oder 

eine Art Erfül-

lungsgehilfe 

des Aufgaben-

trägers in Er-

scheinung 

treten. Zu-

gleich sollte 

sie in privat-

rechtlicher 

Form als GmbH (AIIeingesellschafter 

Stadt Frankfurt) errichtet und nicht etwa 

in ein Amt der Stadt überführt werden. 

Diese Voraussetzungen versprachen 

insbesondere: 

 

>> effizientere Aufgabenerfüllung durch 

klare (institutionelle und persönli-

che) Verantwortlichkeit, 

>> flexibleres Agieren, souveräneres 

Auftreten und größere Durchsat-

zungskraft als Besteller im Markt 

Abb. 8: Die strategische Umstrukturierung mit der Trennung von  

Bestellung und Erstellung hat mehrere entscheidende Vorteile 
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sowie gegenüber anderen Aufga-

benträgern und Verbünden, 

>> stärkere Kundenorientierung und 

Ausrichtung an wirtschaftlichen Er-

fordernissen, 

>> leichtere Wahrnehmbarkeit als An-

sprechpartner in allen ÖPNV-

Angelegenheiten, 

>> bessere  Möglichkeiten, den ÖPNV 

als Mobilitätsangebot zu vermark-

ten, 

>>  Option für künftige  Beteiligung 

anderer Aufgabenträger, 

>> höhere Attraktivität als Arbeitsplatz  

insbesondere für die Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter der VGF, die für 

die LNG gewonnen werden sollten. 

 

Voraussetzung dafür, dass die LNG als 

GmbH die Aufgabenträger-Befugnisse 

im eigenen Namen wahrnehmen kann, 

ist eine Beleihung. Denn es handelt sich 

hierbei um öffentlich-rechtliche bezie-

hungsweise hoheitliche Befugnisse, die 

eine Person des Privatrechts nur auf 

Grund einer Beleihung ausüben darf. 

Die Beleihung wiederum bedarf einer 

gesetzlichen Ermächtigung. Eine sol­ 

che kann § 7 Abs. 1 HessÖPNVG ent-

nommen werden [8]. 

 

Für die Beleihung wurde ein Aufgaben-

übertragungs- und Beleihungsvertrag 

entwickelt, der außerdem inhaltliche 

Anforderungen an die Aufgabenwahr-

nehmung regelt und - neben den gesell-

schaftsrechtlich ohnehin bestehenden 

Einflussnahmemöglichkeiten der Stadt 

als Alleingesellschafter - detaillierte 

Steuerungsmöglichkeiten des Aufga-

benträgers gegenüber seiner LNG re-

gelt. Perspektivisch soll diese Steue-

rung durch Zielvereinbarungen mit An-

reizelementen erfolgen, die im Einzelfall 

vereinbart werden sollen. Außerdem 

regelt der Vertrag die Finanzausstattung 

der LNG, insbesondere die Bereitstel-

lung des für die Bestellung von Ver-

kehrsleistungen notwendigen Budgets. 

Die Koordination und das Management 

der gesamten OPNV­ Finanzierung ge-

hören zu den vordringlichen Aufgaben 

der LNG und bedürfen noch weiterer 

Umstellungen der derzeitigen Finanzie-

rungsmechanismen auch im Zusam-

menhang mit den Verbundstrukturen im 

RMV. 

 

>> Ausblick 

Die neue Marktstruktur und die erwarte-

te Durchführung von Wettbewerb haben 

entscheidenden Einfluss auf den zu-

künftigen Ordnungsrahmen. Unter Mit-

wirkung aller Akteure muss dieser in der 

nächsten Zeit erarbeitet werden. Hierun-

ter fallen zum Beispiel Fragestellungen 

wie die Gestaltung und Regelung von 

Eigentum, Vorhaltung und Nutzung der 

Infrastruktur und Fahrzeugen, die Allo-

kation der finanziellen Risiken (Brutto-, 

Netto- oder Anreizvertrag) oder die Bei-

behaltung des eingeführten Markenna-

mens VGF. Darüber hinaus müssen die 

erforderlichen Voraussetzungen für die 

Durchführung von Wettbewerb geschaf-

fen werden (beispielsweise die Erarbei-

tung eines Qualitätssicherungssystems, 

die Definition von Anreizsystemen oder 

der Aufbau von Ausschreibungskompe-

tenz). 
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Je nach Ausgestaltung des Ordnungs-

rahmens könnte sich das Aufgaben-

spektrum der LNG zukünftig noch erwei-

tern, beispielsweise um die Vorhaltung 

diskriminierungsfrei vorzuhaltender Inf-

rastruktur. Auf der anderen Seite wird 

mittel- bis  langfristig zu klären sein, 

welche Regieleistungen selbst dem 

Wettbewerb ausgesetzt werden müssen 

(Marktforschung, Angebotsvermark-

tung). 

 

Das erarbeitete und in der erwarteten 

Wettbewerbssituation funktionsfähige 

Modell hat bereits in diesem frühen Sta-

dium Pilotcharakter für den ÖPNV-Markt 

in Deutschland und wesentliche Auswir-

kungen auf den ÖPNV in Frankfurt. 

Durch die rechtzeitige und strategische 

Vorbereitung hat die VGF Neuland be-

treten. Der mit dem Konzept verbunde-

ne enorme strategische, organisatori-

sche und juristische Umstrukturierungs-

aufwand bestätigt die frühzeitige Einlei-

tung der Maßnahmen durch die Ge-

schäftsführung. Branchenexperten ge-

hen davon aus, dass der Um- und Rest-

rukturierungszeitraum bereits heute für 

viele Unternehmen nicht mehr ausrei-

chen könnte, die jetzt mit ähnlichen 

Konzepten starten. Vergleichbar dem 

Frankfurter Modell ist wohl die Entwick-

lung in Essen mit der EVAG als zukünf-

tiger Bestellerorganisation und der 

EVBG als Betreibergesellschaft  Dar-

über hinaus ist den Autoren und Auto-

rinnen eine der Dimension nach ver-

gleichbare Organisation nicht bekannt. 

Die bereits existierenden LNG im RMV 

sind, schon auf Grund ihrer Größe, mit 

dem Frankfurter Modell keinesfalls ver-

gleichbar. Bereits jetzt haben allerdings 

schon weitere an Frankfurt angrenzen-

de Regionen, auf Basis des VGF-

Konzeptes und die erwarteten Entwick-

lungen in Frankfurt antizipierend, eine 

vergleichbare Umstrukturierung zur so-

zialverträglichen und rechtskonformen 

Vorbereitung auf den Wettbewerb be-

gonnen. 
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